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Liebe Leserin, lieber Leser, 

in den letzten Wochen ist es immer deutlicher geworden: CDU 
und CSU setzen im Wahlkampf aufs rassistische Ressentiment. 
Verschiedene Unionspolitiker fordern derzeit, dass Menschen 
aus Bulgarien und Rumänien, gemeint sind natürlich die Roma, 
nicht mehr einreisen dürfen. Gegen diese Hetze möchte ich 
mich in den nächsten Monaten stark machen. Denn diese Leute 
dürfen nicht weiter das Land regieren. Darüber und über vieles 
mehr handelt mein neuester Newsletter. 

Viel Spaß beim Lesen wünscht  

Barbara Lochbihler 

 
 
 
Gegen Roma: Friedrich geht auf Stimmenfang  

Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich kann es nicht lassen. Auch in den letzten Wochen ging 
der CSU-Politiker mit rassistisch konnotierten Forderungen im Wahlkampf auf Stimmenfang. Und 
wieder traf es die Roma. Auch wenn Friedrich von „Armutsflüchtlingen aus Rumänien und 
Bulgarien“ spricht, ist es diese Bevölkerungsgruppe, für die er in Deutschland eine Einreisesperre 
verhängen will. Der Minister verschweigt jedoch, dass Roma in diesen Ländern diskriminiert 
werden und häufig in Armut leben müssen. Und er spricht nicht darüber, dass gerade die Berliner 
Regierung sich weigert, einen nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der EU-Romastrategie zu 
entwerfen. Dabei könnte sie auf diesem Weg auch Geld aus Brüssel bekommen, um Projekte 
umzusetzen. Seine besondere Inkompetenz in dieser Frage hat jetzt der Innenpolitische Sprecher 
der Unionsfraktion, Hans-Peter Uhl bewiesen. In einem Interview ließ er wissen, dass er das Papier 
zur Roma-Strategie noch nicht einmal gelesen hat. 

Leider hapert es auch in Rumänien und Bulgarien an der Umsetzung der Strategie. Aber das darf 
uns nicht davon abhalten, uns konsequent dafür einzusetzen, dass die größte und zugleich ärmste 
europäische Minderheit hier würdevoll leben kann. Natürlich sind die Kommunen in dieser Frage 
manchmal überfordert. Aber anstatt auf antiziganistische Ressentiments zu setzen, sollte sich 
Friedrich dafür stark machen, dass in den Gemeinden die von der EU angebotene Hilfe auch 
genutzt wird. Er muss ernst nehmen, was der Deutsche Städtetag jüngst gesagt hat: Es geht nicht 
darum, Deutschland abzuschotten, sondern darum, eine Integration zu gestalten, die auch 
gelingen kann. 

Immerhin ist Friedrich bei den EU-Innenministern aufgelaufen. Zwar beschlossen die Minister am 
7. März wie von dem CSU-Politiker gefordert, die Aufnahme der beiden Länder in den Schengen-
Raum zu verschieben. Allerdings nicht aufgrund vermeintlich bedrohlicher „Armutsflüchtlinge“, 
sondern wegen der Korruption und den mangelnden Justizreformen. Auch mit seiner Forderung 
nach Einreisesperren für "Armutsflüchtlinge" erntete er deutliche Kritik. Sozialkommissar Lázsló 
Andor ließ verlauten, bevor Friedrich seine Bedenken nicht statistisch belegen könne, werde man 
seine Agitationen erst einmal ignorieren. Das könnte schwierig werden. So stammen nur 0,2 
Prozent der Menschen, die in Deutschland Sozialhilfe empfangen, aus Rumänien und Bulgarien. 
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Europäische Militärausbilder für Mali 
 
450 militärische Ausbilder will die EU nach Mali schicken, auch Deutschland wird sich mit etwa 80 
Soldaten beteiligen. Ich betrachte diese Entscheidung mit großer Skepsis. Bereits die letzte Mission 
dieser Art, die von den USA durchgeführt wurde, endete in einem Desaster. Einige der von US-
Militärs geschulten Soldaten waren am Putsch gegen die malische Regierung beteiligt, viele andere 
desertierten direkt nach der Ausbildung und liefen ins Lager der MLNA-Rebellen über. Dort waren 
sie mitverantwortlich für Massaker und den Krieg gegen die Bevölkerung. Wie will die EU 
garantieren, dass sich dieser Fehler nun nicht unter europäischer Flagge wiederholt? 

Jüngste Berichte über Menschenrechtsverletzungen, die von der malischen Armee verübt wurden, 
lassen befürchten, dass die EU wieder an der falschen Stelle ansetzt. Die Europäer müssen von der 
militärischen Logik abkommen und Ansätze stärken, die einen Dialog zwischen den verfeindeten 
Gruppen ermöglichen. So fordern es auch zahlreiche zivilgesellschaftliche Gruppen in dem 
afrikanischen Staat selbst. 

Wenn die Soldaten nun im März in die Region entsandt werden, müssen sie zumindest einen ganz 
klaren Schwerpunkt erhalten: Sie müssen dafür sorgen, dass die malische Armee auf Grundlage 
der Menschenrechte agiert. Angriffe, die sich im Schatten der französischen Intervention auch 
rassistisch gegen Tuareg richten, müssen gestoppt werden. 

 

Japan hat wieder Gefangene hingerichtet 

Zum ersten Mal unter der seit Dezember 2012 amtierenden Regierung sind in Japan 
Gefangene hingerichtet worden. Premierminister Abe war bereits zwischen 2006 und 
2007 an der Macht. Damals ließ er zehn Menschen hinrichten. Es steht zu befürchten, 
dass Abe auch in seiner zweiten Regierungszeit viele der 134 noch ausstehenden 
Todesurteile vollstrecken lassen wird. 
 
Keine noch so grausame Handlung rechtfertigt die endgültige Verweigerung des 
universellen und in internationalen Verträgen verbrieften Menschenrechts auf Leben 
durch den Staat. Mehr als zwei Drittel aller Länder haben die Vollstreckung der 
Todesstrafe deshalb, und weil sie die Grausamkeit und kriminalstatistische 
Unwirksamkeit staatlicher Hinrichtungen erkannt haben, in Gesetz oder Praxis 
abgeschafft. Ich habe die japanische Regierung aufgefordert, ein Moratorium 
zu verhängen, eine öffentliche Debatte anzuregen und auf eine generelle Abschaffung 
der Todesstrafe im Land hinzuarbeiten. 
 
 
Al Bashir unbehelligt im Tschad 
 
Wieder konnte der sudanesische Präsident Omar al Bashir ungestört reisen. Mitte Februar 
besuchte der Staatschef, gegen den seit 2009 ein Haftbefehl des Internationalen Strafgerichtshofes 
(ICC) vorliegt, den Tschad – und damit ein Land, das die Haager Rechtsprechung anerkennt. 
Gemeinsam mit der Opposition des Landes hat der EP-Menschenrechtsausschuss vor der Einreise 
einen Brief an die Regierung geschrieben und diese dazu aufgefordert, al Bashir zu verhaften. Auch 
die EU-Außenministerin Catherine Ashton hat die Festnahme gefordert. Der ICC wirft dem 
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Staatsoberhaupt vor, für Kriegsverbrechen und Völkermord verantwortlich zu sein. Eines Tages, so 
hoffe ich, wird al Bashir für seine Taten in Den Haag zur Verantwortung gezogen. 

 

EU-Vietnam: Freihandel ohne Menschenrechte 

„Menschenrechte werden nicht Teil des Freihandelsabkommen sein.“ Mit diesem Satz machte der 
Handelskommissar Karel de Gucht in einem Briefwechsel mit mir klar, dass die EU wieder einmal 
die Chance verpasst, ihre internationalen Verträge auch im Interesse der Menschenrechte zu 
nutzen. Es ging um den Freihandelsvertrag mit Vietnam, ein Land, in dem die Medien staatlich 
kontrolliert, das Internet zensiert und Oppositionelle verfolgt werden. De Gucht verwies darauf, 
dass es einen Hinweis auf die Klauseln des Partnerschaftsabkommens geben werde. Aber auch da 
bleiben die Menschenrechtsklauseln vage. Sanktionen sind nicht vorgesehen. 

Mit einem weiteren Argument kann der EU-Kommissar ebenso wenig überzeugen: Durch das 
Abkommen entstehe Wachstum, und dadurch kämen die Menschenrechte mehr zu Geltung. 
Diesen Automatismus gibt es nicht. Mehr wirtschaftlicher Erfolg gibt den Ländern mehr 
Glaubwürdigkeit und nimmt den Regierungen den Druck, etwas zu ändern.  

 

Äthiopien: Repressalien gegen Gewerkschafter und Journalisten  

Am 23. Januar haben wir uns im Menschenrechtsausschuss (DROI) mit der 
Menschenrechtssituation in Äthiopien beschäftigt. Ein in Belgien im Exil lebender äthiopischer 
Aktivist informierte uns über die Lage in dem afrikanischen Land. Er beklagte vor allem die 
drakonischen Einschnitte, die die Regierung im Bereich der freien Meinungsäußerung erlassen hat 
und die sie mit Anti-Terror Maßnahmen rechtfertigt. In Äthiopien werden demnach Zeitungen 
verboten, Journalisten und Oppositionelle verhaftet, gefoltert und enteignet. Häufig verschwinden 
festgenommene Regimekritiker oder werden für viele Jahre unter inhumanen Bedingungen 
weggesperrt, weil sie angeblich einer terroristischen Vereinigung angehören. Die Repressalien 
richten sich auch gegen NGOs und Gewerkschaften. Deren Gelder werden konfisziert, Mitarbeiter 
müssen Haftstrafen fürchten.  

Experten aus dem Auswärtigen Dienst und der Kommission berichteten, dass die zuständigen 
Stellen in der EU versuchen würden, rechtliche Schlupflöcher in den restriktiven Gesetzen 
Äthiopiens zu nutzen, um so die ansässigen NGOs mit Fördermitteln und Informationen zu 
unterstützen. Hierbei sei es vor allem wichtig, dass die Kommission und die einzelnen 
Mitgliedstaaten ihre Hilfen koordinieren, um mehr Effizienz zu erreichen.  

Hauptproblem sei aber, dass viele Staaten - auch Mitgliedstaaten der EU - das Regime in Äthiopien 
unterstützten und wegen der geostrategischen Lage am Horn von Afrika viel zu wenig Druck auf die 
dortige Regierung ausübten. Auch von Seiten der USA würde kaum Druck kommen, da Äthiopien 
ein Verbündeter der USA im Kampf gegen den islamistischen Terror sei. Die USA unterhält dort 
mindestens eine Drohnenbasis, von der aus Einsätze ins benachbarte Somalia geflogen werden. 
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Kommissionspräsidentin der Afrikanischen Union zu Besuch 

Am 20. Januar empfing ich Frau Dr. Dlamini-Zuma 
im Europaparlament. Sie ist die Vorsitzende der 
Kommission der Afrikanischen Union. In einem 
halbstündigen Gespräch tauschten wir uns über 
die Menschenrechtslage in Afrika, aber auch die 
in der Europäischen Union aus. Ihr größtes und 
dringendstes Anliegen sei die Verbesserung der 
Lage von Frauen und Kindern, da diese in 
Konfliktsituationen die Leidtragenden seien, sagte 
sie und schilderte mir bewegende Schicksale 
misshandelter Frauen. 

 

Mit Blick auf die Situation in Mali plädierte 
Dlamini-Zuma dafür, neben strategischen 
Schachzügen nicht die schwächsten der 
Gesellschaft aus den Augen zu verlieren. 
Außerdem wünschte sie sich mehr Unterstützung 
aus Europa. So schlug sie einen Koordinator oder 
Sonderbeauftragen der EU vor, der vor Ort die 
Lage mit besonderem Augenmerk auf Frauen und 
Kinder beobachtet, kommentiert, und der in 
Friedensverhandlungen involviert ist. Ich finde 
diesen Vorschlag sehr sinnvoll. Sobald mir 
konkretere inhaltliche Vorstellungen vorliegen, werde ich das Anliegen gerne unterstützen. 

 

Kleine Erfolge beim Afrikanischen Gerichtshof für Menschenrechte 

Wie ich in der Sitzung vom Menschenrechtsausschuss am 21. Februar lernte, gibt es in der 
Afrikanischen Union (AU) auf institutioneller Ebene jede Menge Fortschritte: So haben mittlerweile 
26 der 53 Staaten der AU das Protokoll von 2004 zur Afrikanischen Menschenrechtscharta 
ratifiziert, welches auch Individuen und NGOs erlaubt, unmittelbar den seit 2006 bestehenden 
African Court for Human and People's Rights anzurufen. 

Bislang hat das Gericht 20 Fälle behandelt und zehn abgeschlossen. Diese überschaubaren Zahlen 
zeigen allerdings auch: Der Großteil der Menschen in der AU ist noch von dem Recht 
ausgeschlossen, vor den Afrikanischen Menschenrechtsgerichthof zu ziehen. Das schränkt auch die 
Möglichkeiten im Gericht ein. So berichtete mir die Richterin Sophia A.B. Akuffo, dass ein Großteil 
der Arbeit noch darin bestehe, die Mitgliedstaaten aufzufordern, das Protokoll endlich zu 
ratifizieren - denn ohne Ratifizierung keine Rechte. Auch ich habe mir vorgenommen, Besucher aus 
den AU Mitgliedstaaten dazu zu drängen, sofern noch nicht geschehen, dem Protokoll beizutreten 
und somit der Zivilbevölkerung eine Stimme zu geben. 

 

Syrien: Humanitäres Völkerrecht stärken 

Gemeinsam mit dem Entwicklungsausschuss debattierten wir im DROI die Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung des Humanitären Völkerrechts (IHL) im Allgemeinen und das Versagen in Syrien im 
Besonderen. Denn von Tag zu Tag verschlechtert sich die Situation und die Europäische Union sieht 
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weitgehend hilflos zu. Die humanitären Hilfen, die wir leisten, sind höchstens Wassertropfen auf 
heißem Stein. So war ich sehr dankbar um die vielen Ratschläge, die uns verschiedene Regierungs- 
und Nichtregierungsvertreter gaben. 

Der Schweizer Botschafter zum Beispiel betonte, dass nicht die Abwesenheit gewisser 
Resolutionen das Problem sei, sondern deren Nichtbeachtung. Er plädierte für eine bessere 
institutionelle Einbettung des IHL, eine Modernisierung desselben, und mehr Dialoge mit der 
Regierung - also klassische Diplomatie. Ein Vertreter von Amnesty International bestätigte, dass 
das IHL in den letzten beiden Jahren grob missachtet wurde und man dies auf allen Ebenen und in 
politischen Dialogen intensiver anprangern müsse. Außerdem müsse man das IHL mehrfach in 
Gesetzestexten integrieren, um es zu stärken. Zuletzt plädierte er für ein internationales 
Waffenhandelskontrollgesetz, welches die jetzige Krise zwar nicht lösen würde, aber von Anfang an 
ihr Ausmaß verhindert hätte. 

 

Reger Austausch im UN-Menschenrechtsrat in Genf 

Schon zum zweiten Mal leitete ich eine parlamentarische Delegation, die den UN-
Menschenrechtsrat in Genf besuchte. Schwerpunkte der diesjährigen Sitzung, die sich schon über 
mehrere Treffen zieht, sind Syrien, Mali, Iran, Burma und die Unabhängigkeit der UN-
Sonderberichterstatter. Zudem ging es um den weltweit zu beobachtenden Trend, dass die Arbeit 
unabhängiger Menschenrechtsorganisationen eingeschränkt wird. In lebhaften Diskussionen mit 
mehr als 20 unterschiedlichen Botschaftern 
sowie EU- und UN-Vertretern konnten wir uns 
ein gutes Bild über den Stand der Diskussionen 
machen. Gerungen wird dieses Jahr auch wieder 
um eine Resolution zur Menschenrechtslage in 
Sri Lanka.  

Ermutigung und Anregung zugleich ist für mich 
auch der nunmehr regelmäßige Austausch mit 
der UN-Hochkommissarin für Menschenrechte 
Navi Pillay. Unter ihrer Führung hat sich die 
Menschenrechtsarbeit der UN intensiviert. 

 

Interessante Hintergrundgespräche beim Bayerischen Rundfunk 

Politik lebt davon, dass sie öffentlich wahrgenommen wird, und dabei spielen die Medien und 
gerade das Fernsehen eine wichtige Rolle. Am 8. Februar habe ich den Bayerischen Rundfunk in 
München-Freimann besucht und dabei Kontakte zu Fernsehredakteurinnen und -redakteuren 
verschiedener Abteilungen geknüpft. Neben der Redaktion von "Jetzt red i – Europa", ein wichtiges 
Format für eine Europaabgeordnete, habe ich auch die Redaktion der Rundschau kennengelernt. 
Dort wird neben anderen Sendungen der Webauftritt von "Das Wichtigste in 100 Sekunden" 
produziert. Abgerundet wurde der Besuch mit einem Mittagessen mit den Journalistinnen und 
Journalisten, an dem auch Chefredakteur Sigmund Gottlieb teilnahm. 
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„Alleine durchgeschlagen von Afghanistan bis hier…“ 

So beginnt das Lied mit dem Titel „Isoliert“, das acht 
unbegleitete und ehemals minderjährige Flüchtlinge 
aus Afghanistan zusammen verfasst und im Tonstudio 
der Konrad-Groß-Schule Nürnberg auf CD 
aufgenommen haben. Am 8. Februar habe ich die 
Jugendlichen getroffen. Der Song handelt vom tristen, 
perspektivlosen Leben in einer 
Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber. Zugleich 
erzählt er vom großen Willen der jungen Leute, sich 
zu integrieren und von den vielen Steinen, die ihnen 
dabei in den Weg gelegt werden. Wer das Lied hören 
will, muss einfach nur auf meine Webseite gehen. 

 

Veranstaltungen: 

15. März, „Drohnen – Drohung oder Zukunftsversprechen?“, Grüne Fachtagung, Auditorium 
Friedrichstraße, im Quartier 110, Friedrichstraße 180, 10117 Berlin, 14 bis 21 Uhr 

21. März, „Abwarten ist keine Option – Klimawandel und Menschenrechte“, Rudolf-Alexander-
Schröderhaus Würzburg, Wilhelm-Schwinn-Platz 3, 20 Uhr 
 
22. – 24. März, Energize, Polarize, Mobilize! Menschenrechte. Beteiligung. Aktivismus. Internet. 
Internationale Workshopkonferenz in der Heinrich Böll-Stiftung, Berlin. Programm: 
http://www.boell.de/calender/VA-viewevt-de.aspx?evtid=12273&crtpage=2 
 
Vorankündigung: am 19. April werde ich in Kempten mein Buch „Wir Allgäuerinnen“ vorstellen!   

 

Press-Corner: 

Äußerungen über Armutszuwanderung "richtig schäbig", ein Interview im Deutschlandfunk vom 
21. Februar 2013 

Kritik an Asylpolitik von Friedrich, Welt online vom 21. Februar 2013, Welt online vom 21. Februar 
2013 

Armutszuwanderung: Grünen-Menschenrechtspolitikerin kritisiert Friedrich scharf, ad hoc news 
vom 21. Februar 2013, ad hoc news vom 21. Februar 2013 

 Grünen-Menschenrechtspolitikerin kritisiert Friedrich scharf, The Epoch Times vom 21. Februar 
2014  

"Menschenrechte sind zu teuer", ein Artikel in der taz vom 15. Februar 2013 

EP debates with Bahraini MPs situation in their country, Kuweit News Agency, 7. März 2013,  

Europe praises dialogue push, Gulf Daily News, 7. März 2013 

http://www.dradio.de/dlf/sendungen/interview_dlf/2017428/
http://www.dradio.de/dlf/sendungen/interview_dlf/2017428/
http://www.welt.de/print/welt_kompakt/print_politik/article113793366/Kritik-an-Asylpolitik-von-Friedrich.html
http://www.welt.de/print/welt_kompakt/print_politik/article113793366/Kritik-an-Asylpolitik-von-Friedrich.html
http://www.ad-hoc-news.de/armutszuwanderung-gruenen-menschenrechtspolitikerin--/de/News/25403101
http://www.epochtimes.de/armutszuwanderung-gruenen-menschenrechtspolitikerin-kritisiert-friedrich-scharf-1062482.html
http://www.epochtimes.de/armutszuwanderung-gruenen-menschenrechtspolitikerin-kritisiert-friedrich-scharf-1062482.html
http://taz.de/EU-und-Freihandelsabkommen/!111118/
http://www.kuna.net.kw/ArticleDetails.aspx?id=2297046&language=en
http://www.gulf-daily-news.com/NewsDetails.aspx?storyid=348958

